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Der nationale CO2-Preis ist zum Jahreswechsel um die 
Hälfte angestiegen, beim Heizen und Autofahren werden 
nun 45 Euro für jede ausgestoßene Tonne CO2 fällig. Was 
aus klimapolitischer Perspektive wichtige Impulse zur 
Emissionsminderung setzen kann, hat unter Verteilungs-
gesichtspunkten jedoch problematische Auswirkungen. 
Einkommensschwächere Bevölkerungsteile werden über-
proportional belastet, denn sie geben einen relativ großen 
Teil ihres verfügbaren Einkommens für – häufig fossile – 
Energie aus.

Der Koalitionsvertrag sieht daher die Einführung eines so-
zialen Kompensationsmechanismus vor: das Klimageld. 
Doch dieses verzögert sich, denn zum jetzigen Zeitpunkt 
steht zum einen kein Auszahlungskanal bereit und zum 
anderen sind die Einnahmen aus dem CO2-Preis bereits 
anderweitig verplant. Nachdem nun infolge des Urteils 
des Bundesverfassungsgerichts zum Klima- und Trans-
formationsfonds (KTF) weitere Milliarden Euro für die 
Nachhaltigkeitswende fehlen, ist es unsicherer denn je, 
wann das Klimageld tatsächlich kommt. Der Bundesfi-
nanzminister erteilte dem Vorhaben für diese Legislatur-
periode Mitte Januar 2024 eine Absage, während ein brei-
tes Bündnis aus Wissenschaft, Verbraucherschutz, Sozi-
alverbänden, Klimaschutzorganisationen und Teilen der 
Politik wiederholt und lautstark seine Umsetzung fordert.

Was das Klimageld leisten kann

Die Rückverteilung der CO2-Preiseinnahmen an die Be-
völkerung ist das zentrale Instrument, um die Verteilungs-
wirkung der Bepreisung sozial abzufedern. Findet ein 
einheitlicher Pro-Kopf-Transfer an alle Bürger:innen statt, 
wie er derzeit angedacht wird, werden einkommens-

schwächere Bevölkerungsgruppen im Durchschnitt ent-
lastet. Denn sie fahren tendenziell kein oder weniger Auto 
bzw. kleinere Autos und leben in kleineren Wohnungen, 
sodass sie weniger CO2 verursachen. Ein Klimageld kann 
die Mehrkosten, die ihnen durch die CO2-Bepreisung 
entstehen, im Durchschnitt überkompensieren. Für ein-
kommensstärkere Personen gilt das seltener, da ihr Le-
bensstil in der Regel CO2-intensiver ist. Insgesamt ist ein 
pauschales Klimageld damit theoretisch ein progressives 
Instrument und trägt zum sozialen Ausgleich der Trans-
formationslasten bei.

Daneben ist das Klimageld auch politisch wichtig. Ange-
sichts der geringen Beliebtheit und des sinkenden Ver-
trauens in die Ampelregierung sowie des zunehmenden 
Unmuts über die Umsetzung der Energie- und Klimapo-
litik könnte es eine positive Signalwirkung entfalten: Mit 
der Einführung würde die Bundesregierung ein zentrales 
Versprechen des Koalitionsvertrags umsetzen. Für die 
Bürger:innen würde glaubhaft unterstrichen, dass die 
CO2-Bepreisung nicht den Zweck einer zusätzlichen Ein-
nahmequelle für den Staatshaushalt erfüllt und es würde 
für viele Menschen erlebbar, dass Klimaschutz mit per-
sönlichen finanziellen Vorteilen einhergehen kann.

Wie die Bevölkerung das Klimageld sieht

Der CO2-Preis, immerhin das Leitinstrument der Klimapo-
litik hierzulande, ist aktuell enorm unbeliebt. Erhebungs-
daten des Sozialen Nachhaltigkeitsbarometers zeigen, 
dass er mehrheitlich als unwirksam und ungerecht bewer-
tet wird (Holzmann und Wolf, 2023). Ein Klimageld, das 
die Verteilungsgerechtigkeit der CO2-Bepreisung steigert, 
könnte wiederum die Akzeptanz für das Instrument erhö-
hen. Jedoch muss die progressive Wirkungsweise des 
Mechanismus dafür in der Bevölkerung auch als solche 
wahrgenommen werden. Tatsächlich aber fühlt sich die 
große Mehrheit der Befragten überhaupt nicht oder eher 
schlecht über die CO2-Bepreisung informiert und kann 
weder Funktionsweise noch die persönlichen finanziellen 
Auswirkungen korrekt überblicken (Eßer et al., 2023).

Trotz der durchschnittlich progressiven Wirkung findet 
sich für ein pauschales Klimageld in der Bevölkerung kei-
ne Mehrheit: 39 % der Menschen stimmen einer Rücker-
stattung der CO2-Preiseinnahmen in gleicher Höhe an alle 
Bürger:innen zu, 38 % lehnen sie ab. Das pauschale Kli-
mageld wird vermehrt als ungerecht bewertet und seine 
Entlastungswirkung für einkommensschwache Haushalte 
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Abbildung 1
Einkommensabhängige Rückverteilung des CO₂-
Preises ist beliebter als ein pauschales Klimageld
in %

Frage: Um bei steigenden CO2-Preisen die privaten Haushalte finanziell 
zu entlasten und die Mehrkosten sozialverträglich zu gestalten, wird vor-
geschlagen, die Einnahmen der Abgabe an alle Bürger:innen in gleicher 
Höhe zurückzuerstatten. Eine derartige Rückerstattung der Einnahmen 
durch den CO2-Preis würde besonders einkommensschwächere Haus-
halte entlasten, da sie in der Regel mehr Geld zurückerstattet bekommen 
würden als sie an Mehrausgaben zu tragen haben. Der Anreiz zur Vermei-
dung von klimaschädlichen Gasen bleibt dabei grundsätzlich erhalten, da 
jede Person unabhängig vom jeweiligen Verbrauch eine pauschale Rück-
erstattung erhält. a. Bitte geben Sie an, inwieweit Sie die Rückerstattung 
in gleicher Höhe an alle Bürger:innen ablehnen oder befürworten. b. Bitte 
geben Sie an, inwieweit Sie eine Rückerstattung, die ausschließlich an 
einkommensschwächere Haushalte gezahlt wird, ablehnen oder befür-
worten. Basis 2022: n = 6.373, n = 6.448. Quelle: Soziales Nachhaltig-
keitsbarometer.

Quelle: Holzmann und Wolf (2023).

angezweifelt. Alternative Verwendungsoptionen der Mittel 
aus der CO2-Bepreisung, wie die Förderung klimafreund-
licher Investitionen oder ein einkommensabhängiges Kli-
mageld, erhalten teils deutlich mehr Zustimmung (vgl. Ab-
bildung 1; Holzmann und Wolf, 2023; Blesse et al., 2024).

Kommunikation des Gesamtpakets aus CO2-Preis 
und Klimageld

Die erhoffte akzeptanzerhöhende Wirkung eines Kli-
magelds ist keinesfalls sicher. So sind noch viele Punkte 
ungeklärt, die zur Vorsicht vor überhöhten Erwartungen 
an die Signal- und Verteilungswirkung des Instruments 
mahnen. Zunächst einmal die Kommunikation: Damit 
das Klimageld tatsächlich die allgemeine Akzeptanz 
für bestehende (und perspektivisch deutlich steigende) 
CO2-Preise erhöhen kann, muss es auch als Teil der CO2-
Bepreisung wahrgenommen werden. Da das Klimageld 
nun aber deutlich später als der nationale CO2-Preis 
eingeführt wird, muss diese Verbindung kommunikativ 
sorgfältig hergestellt werden. Wird das Klimageld in der 
Öffentlichkeit nicht als Kompensation für die Mehrkosten 
durch den CO2-Preis verstanden, dürfte die wahrgenom-

mene Entlastungswirkung geringer ausfallen (Kellner et 
al., 2022).

Auszahlungssumme und Sichtbarkeit

Ungeklärt sind auch die Fragen der Auszahlungssum-
me sowie der Häufigkeit und des Zahlungskanals selbst, 
sodass die Sichtbarkeit des Klimagelds bisher nicht klar 
vorherzusagen ist. Gerade diese Aspekte sind allerdings 
besonders wichtig, damit die gewünschte Signalwirkung 
erzielt werden kann. Für die Höhe der Zahlung entschei-
dend, aber ebenfalls unbeantwortet ist, ob und inwieweit 
die Mittel des KTF für das Klimageld eingesetzt werden 
sollen. Im KTF, in den die Einnahmen der CO2-Bepreisung 
fließen, fehlte es bereits vor dem Urteil des Bundesver-
fassungsgerichts an finanziellen Spielräumen. Schon in 
der ursprünglichen Finanzplanung des KTF waren bis 
einschließlich 2027 keine Mittel für das Klimageld reser-
viert und die geplanten Ausgaben überstiegen die veran-
schlagten Einnahmen (Bundesregierung, 2023). Infolge 
des Urteils ist nun auch die Rücklage des KTF vollständig 
aufgezehrt. Bisher finanziert der KTF mit den Einnahmen 
aus dem CO2-Preis zahlreiche Förderprogramme im Be-
reich des Klimaschutzes sowie die Förderung für Mikro-
elektronik und die EEG-Förderung, die der Bund seit 2022 
übernimmt, um Stromverbraucher:innen zu entlasten.

Mit Blick auf Sichtbarkeit und Signalwirkung des Kli-
magelds wäre es wichtig, dass die Auszahlungssumme 
nicht deutlich niedriger ausfällt, als die Einnahmen der 
CO2-Bepreisung es hergäben. So wären 2025 wohl 150 
Euro pro Person möglich, wenn man alle Einnahmen des 
nationalen CO2-Preises ausschütten würde. Soll aber zu-
nächst weiterhin die EEG-Umlage aus den Einnahmen 
finanziert werden (so könnte man die Formulierung des 
Koalitionsvertrags und die Kommunikation der Bundes-
regierung verstehen), bliebe für das Klimageld 2025 wohl 
nur ein geringer zweistelliger Betrag zu verteilen (Knopf 
und Illenseer, 2023). Nähme man nur jene Einnahmen 
des nationalen CO2-Preises als Grundlage für die Rück-
verteilung, die direkt von privaten Haushalten erbracht 
werden, würden sich die genannten Auszahlungsbeträ-
ge weiter reduzieren. Ob solch geringe Summen von den 
Bürger:innen überhaupt als Entlastung wahrgenommen 
würden, erscheint mehr als fraglich. Die Hoffnungen in 
die akzeptanzsteigernde Wirkung des Klimagelds würden 
vermutlich enttäuscht werden. Auch, da, wie bereits auf-
gezeigt, die Akzeptanz der Bevölkerung am größten ist, 
wenn die Einnahmen der CO2-Bepreisung nicht allein zur 
Rückerstattung, sondern überwiegend zur Förderung kli-
mafreundlicher Investitionen verwendet werden.

Hinzu kommt die Frage der Häufigkeit der Auszahlung. 
Eine signifikante jährliche Einmalzahlung könnte, wie 
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eine Steuerrückzahlung oder das Weihnachtsgeld, zu-
sätzlichen Konsum ermöglichen und dadurch positiv be-
wertet werden. Hingegen dürfte die Wahrnehmung als 
Entlastung von der CO2-Bepreisung durch monatliche 
Auszahlungen verstärkt werden, da auch die Mehrkosten 
des CO2-Preises fortlaufend – beim Tanken und der mo-
natlichen Abschlagsrechnung – anfallen. Inwiefern dies 
jedoch auch bei den absehbaren monatlichen Kleinstbe-
trägen noch gilt, darf hinterfragt werden. Eine monatliche 
Überweisung von wenigen Euro dürfte wohl kaum als 
echte Entlastung empfunden werden und wenig zur Ak-
zeptanzsteigerung für die Bepreisung beitragen.

Verteilungswirkung und Härtefälle

In der öffentlichen Debatte wenig thematisiert ist, dass 
selbst bei einem sichtbaren und gut kommunizierten Kli-
mageld von 100 oder 150 Euro pro Kopf teils erhebliche 
relative und absolute Mehrbelastungen bestimmter Per-
sonengruppen in mittleren und unteren Einkommensde-
zilen blieben. Denn ein einheitliches Klimageld kann die 
sehr unterschiedlichen persönlichen Ausgangsbedin-
gungen in Bezug auf Wohnsituation, Heizungstechnik, 
Gebäudezustand oder Pendeldistanz nicht ausgleichen. 
Während das Instrument im Durchschnitt progressiv 
wirkt, bietet es auf der einen Seite keine ausreichen-
de Entlastung für Härtefälle und produziert auf der an-
deren Seite große Profiteure – auch innerhalb von Be-
völkerungsgruppen mit ähnlichem Einkommen und bei 
Gutverdiener:innen.

Studien zeigen detailliert auf, welche Bevölkerungsgrup-
pen trotz Klimageld bei steigenden CO2-Preisen keine 
Entlastung erfahren würden. Dabei handelt es sich um 
Haushalte mit einer CO2-intensiven Wohnsituation (fos-
sil betriebene Heizung, schlecht gedämmte Wohnräume 
und/oder große Wohnfläche) und Pendler:innen mit Pkw-
Abhängigkeit. Gerade über den CO2-Preis im Wärmebe-
reich werden einkommensschwache Eigentümer:innen 
auch mit Klimageld deutlich finanziell belastet werden, 
während Mieter:innen mit vergleichbarem Einkommen im 
Schnitt weniger CO2-Preis zahlen. Sie gehören infolge der 
CO2-Kostenaufteilung mit den Vermieter:innen häufiger zu 
den Nettoempfänger:innen. Und auch regionale Unwuch-
ten kann das Klimageld nicht verhindern, da die Nettobe-
lastung in ländlichen Räumen im Vergleich zu städtischen 
Gegenden höher ausfällt – aufgrund einer höheren Eigen-
tümerquote, eines höheren Kraftstoffverbrauchs und aus 
Mangel an Ausweichmöglichkeiten, etwa auf den ÖPNV 
(Endres, 2023; Kalkuhl et al., 2023).

Obwohl ein pauschales Klimageld die gesellschaftliche 
Mitte und einkommensschwache Bevölkerungsgruppen 
im Durchschnitt entlastet, bleiben Härtefälle unweigerlich 

bestehen. Bestimmte Haushaltstypen werden aufgrund ih-
rer Ausgangsbedingungen und fehlenden Anpassungsfä-
higkeit systematisch und teils erheblich belastet, während 
andere Haushalte mit höherem, aber auch mit vergleichba-
rem Einkommen finanziell von der Regelung profitieren. Ein 
einheitliches Klimageld würde damit zu einer nicht beab-
sichtigten Umverteilung von finanziellen Mitteln innerhalb 
von Einkommensgruppen führen, die wiederum Wider-
stände hervorrufen und der Akzeptanz schaden könnte.

Das Klimageld ist ein Baustein eines Gesamtpakets 
für sozial ausgewogenen Klimaschutz

Das Klimageld kann wichtige Impulse für mehr sozialen 
Ausgleich setzen und die Akzeptanz für die CO2-Beprei-
sung steigern. Dass die mit ihm verbundenen Hoffnun-
gen auch tatsächlich erfüllt werden, ist jedoch voraus-
setzungsreich. Viele Fragen sind noch ungeklärt und ein 
schlecht gemachtes Klimageld könnte schlimmstenfalls 
– gerade aufgrund der großen Erwartungen – mehr Ent-
täuschung als Nutzen hervorrufen. Das gilt besonders im 
Hinblick auf die vielen Härtefälle, die durch ein pauscha-
les Klimageld nicht entlastet würden. Das Klimageld ist 
ein Baustein auf dem Weg zu einer faireren Lastenvertei-
lung in der Transformation, keinesfalls ist es aber das All-
heilmittel für eine sozial-gerechte Klimapolitik und mehr 
gesellschaftlichen Rückhalt.

Damit das Klimageld seiner Entlastungswirkung tatsäch-
lich in der Breite gerecht werden kann, muss es die sehr 
diversen Ausgangsbedingungen verschiedener Haushal-
te beim Klimaschutz berücksichtigen. Ein Anfang wäre 
es, das Klimageld bei der Einkommensteuer zu berück-
sichtigen, ähnlich wie es bei der Energiepreispauschale 
2022 umgesetzt wurde. So könnte mit wenig bürokrati-
schem Aufwand gewährleistet sein, dass geringverdie-
nende Haushalte stärker profitieren. Für eine echte be-
darfsabhängige Entlastung gäbe es Möglichkeiten, das 
Klimageld perspektivisch weiter auszudifferenzieren, 
etwa nach ÖPNV-Anbindung (wie bereits in Österreich) 
oder nach wohnungsbezogenen Kriterien.

Mit dem Übergang der nationalen CO2-Bepreisung in den 
EU-Emissionshandel ab 2027 werden die CO2-Preise mit 
hoher Wahrscheinlichkeit deutlich steigen, möglicherwei-
se auf bis zu 200 Euro pro Tonne CO2. Das macht einen 
zielgenauen sozialen Ausgleich unverzichtbar. Mit dieser 
Neuregelung auf EU-Ebene werden die gezielte Entlas-
tung und Unterstützung vulnerabler Gruppen für alle Mit-
gliedstaaten verpflichtend. Deutschland sollte frühzeitig 
damit beginnen, vulnerable sowie von Energie- und Mo-
bilitätsarmut betroffene Bevölkerungsgruppen möglichst 
genau zu bestimmen und wirksame Unterstützungsmaß-
nahmen für sie zu entwickeln.
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Title: Carbon Dividend: Important, but not a Panacea
Abstract: With the rise in the carbon price since the beginning of the year, the carbon dividend is once again a hot topic. Hopes are high 
that an imminent carbon dividend will ensure social equity and create more public support for climate policy. But are these expecta-
tions realistic or is this instrument and its effects exaggerated? This article calls for some expectation management when it comes to the 
carbon dividend, because as important as it is, socially just climate protection is much more than just mitigating rising carbon prices.

Nicht alle Bevölkerungsgruppen können ihre fossile 
Abhängigkeit aus eigener Kraft überwinden

Auch wenn das Drängen auf seine Einführung weiterhin 
wichtig bleibt, sollten Befürworter:innen vorsichtig da-
mit sein, das Klimageld stark zu überhöhen. Ein ehrli-
cher und ausgewogener Diskurs reduziert die Gefahr, 
dass große Erwartungen am Ende nicht erfüllt werden 
können und das Klimageld seine erhoffte Signalwirkung 
schuldig bleibt. Denn das Klimageld kann als Kom-
pensationsinstrument eben nur die sozial ungerechten 
Auswirkungen des CO2-Preises abfedern, es kann aber 
nicht die Teilhabe aller Bürger:innen in der Transforma-
tion sicherstellen.

Es ermöglicht vielen einkommensärmeren Haushalten 
nicht, mit eigenen Mitteln und aus eigener Entscheidung 
heraus klimaneutral leben zu können. Es versetzt Haus-
halte mit geringem finanziellen Spielraum nicht in die La-
ge, in ein Elektroauto, eine Wärmepumpe oder eine Ge-
bäudesanierung zu investieren. Es sorgt nicht für eine ver-
lässliche ÖPNV-Anbindung auch im ländlichen Raum und 
es löst auch nicht das Investitionsdilemma im Mietwoh-
nungsmarkt. Das Klimageld macht es vielen Bürger:innen 
leichter, mit steigenden CO₂-Preisen umzugehen, aber es 
ermöglicht nicht den Umstieg auf klimaneutrale Alternati-
ven für alle. Den brauchen wir jedoch, wenn Deutschland 
bis 2045 klimaneutral sein soll.

Neben den Mitteln für den sozialen Ausgleich sind daher 
auch die Förderung privater und die Finanzierung öffentli-
cher Investitionen notwendig. Mit Klimaschutzverträgen in 
der Industrie, der Förderung der Gebäudesanierung, dem 
Ausbau des ÖPNV, der Strom- und Wärmenetze, der E-
Ladeinfrastruktur und vielem mehr werden Rahmenbedin-
gungen und Voraussetzungen geschaffen für ein bezahl-
bares klimaneutrales Leben und Wirtschaften. Aus diesem 
Grund wird sich die Politik ehrlich machen müssen bei der 
Frage der Finanzierung des Klimaschutzes. Das Klimageld 
darf nicht gegen die Finanzierung dieser notwendigen In-
vestitionen und Programme ausgespielt werden.

Letztendlich wird man sich also von der Vorstellung ver-
abschieden müssen, dass eine sozial ausgewogene Kli-
mapolitik ganz überwiegend aus den Einnahmen der CO2-
Bepreisung zu finanzieren sei. Je größer der Anteil der 
CO2-Preiseinnahmen, der durch ein Klimageld rückverteilt 
wird, desto besser kann die Verteilungswirkung der CO2-
Bepreisung korrigiert werden. Daneben braucht es weitere 
langfristige und verlässliche Finanzierungsquellen für Kli-
maschutzinvestitionen – nicht zuletzt, weil dies den Präfe-
renzen der Bevölkerung am meisten entgegenkommt. Die 
Änderung unserer Schuldenregeln darf dabei nicht katego-
risch abgelehnt werden. Denn wenn die staatliche Unter-
stützung der Transformation finanziell auf sicheren Beinen 
steht, vermittelt das den Bürger:innen Verlässlichkeit und 
Planbarkeit und eröffnet ihnen Möglichkeiten für eine ak-
tive Teilhabe am Wandel. Schlussendlich steigert gerade 
das die gesellschaftliche Akzeptanz für die Klimapolitik.
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